
Spital haftet für
Belegarzt nicht
Patient klagte Krankenhaus
nach einer OP vergeblich.

Wien. Wer sich in einem Spital
von einem Belegarzt operieren
lässt, kann das Spital nicht er-
folgreich klagen. Das zeigt eine
aktuelle Entscheidung des
Obersten Gerichtshofs (OGH).

Der Patient hatte zunächst
den Arzt in dessen Privatordi-
nation aufgesucht. Der Medizi-
ner bot dem Mann einen ra-
schen Operationstermin an. Bei
der Aufnahme im Spital unter-
schrieb der Privatpatient ein
Formular, laut dem die Verant-
wortung für den Eingriff nur
beim Belegarzt liege.

So sei es auch, sagt nun der
OGH (9 Ob 9/20v). Das Spital
habe die fehlende Verantwort-
lichkeit mit dem Infoblatt klar
genug kommuniziert. (aich)
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Neue Tür zur Steuerhinterziehung aufgemacht
Gastkommentar. Ob etwas vor Ort gegessen
oder mitgenommen wurde, kann nach den
Regeln für die gesenkte Umsatzsteuer
einen Unterschied machen.

VON MATTHIAS PETUTSCHNIG
UND GEORG WINKLER

Wien. Die bis Ende des Jahres gelten-
de Senkung der Umsatz- oder
Mehrwertsteuer (USt) in den Berei-
chen Gastronomie, Hotellerie, Kul-
tur und Publikation auf fünf Prozent
soll diese Branchen angesichts der
Covid-19-Pandemie finanziell ent-
lasten. Dabei wird die Konsumation
im jeweiligen Betrieb steuerlich be-
günstigt, während die Mitnahme
von Speisen und Getränken nicht
jedenfalls dem niedrigen USt-Satz
unterliegt. Daraus ergeben sich Ab-
grenzungsfragen, die zu (bewussten
oder unbewussten) Falschdeklara-
tionen von Umsätzen führen kön-
nen.

Ziel der Maßnahme ist es, stark
betroffene Branchen zu unterstüt-
zen. Dies soll durch eine Senkung
des Umsatzsteuersatzes vom 1. Juli
bis zum 31. Dezember 2020 erfol-
gen, womit die Unternehmen be-
reits seit Anfang des Monats USt in
Höhe von 5 % (und nicht 10 %, 13 %
oder 20 %) für bestimmte Lieferun-
gen und Leistungen verrechnen
und abführen müssen. Wie die USt-
Senkung die Unternehmen unter-
stützen soll, ist nicht klar: Entweder
dadurch, dass die Steuersenkung an
die Konsumenten weitergegeben
wird und diese dadurch mehr kon-
sumieren können. Oder durch
einen gleichbleibenden Bruttopreis
von dem die Unternehmen weniger
USt an das Finanzamt abführen
müssen. In der öffentlichen Diskus-
sion scheint eher letztere Variante
vorzuherrschen, die negiert, dass
die Umsatzsteuer die Konsumenten
besteuert.

Im Bereich der Gastronomie ist
der ermäßigte Steuersatz auf die
Verabreichung aller Speisen und
Getränke (alkoholische sowie nicht
alkoholische) anzuwenden, wenn
hierfür eine Gewerbeberechtigung
für das Gastgewerbe erforderlich
und auch vorhanden ist. Folglich
unterliegt sowohl das vom Gastwirt
servierte Wiener Schnitzel als auch
das Bier lediglich einer Umsatzsteu-

er in Höhe von 5 %. Zusätzlich sol-
len auch Schutzhütten oder Würs-
telstände wie auch die landwirt-
schaftliche Gastronomie (Almaus-
schank, Buschenschank, Heuriger)
von der Umsatzsteuersenkung pro-
fitieren.

Lernen von der Vergangenheit
Vonseiten des Finanzministeriums
heißt es, dass in Restaurants, die da-
rauf ausgerichtet sind, dass die
Speisen an Ort und Stelle genossen
werden, der ermäßigte Steuersatz
auch bei Zustellung oder Selbstab-
holung von Speisen zur Anwen-
dung gelangt. In Hinblick auf Su-
permärkte und Tankstellen ist eine
Differenzierung vorzunehmen.
Während Restaurants in Super-
märkten und Tankstellen in den
Anwendungsbereich der Maßnah-
me fallen, sind die in den Super-
märkten und Tankstellenshops ver-
kauften Speisen und Getränke nicht
umfasst. Auf dem gleichen Prinzip
beruhend ist der ermäßigte fünf-
prozentige USt-Satz auf den Gastge-
werbebereich von Bäckereien, Flei-
schereien und Konditoreien anzu-
wenden, wenn der Konsum an Ort
und Stelle erfolgt.

Dass solche Differenzierungen
Abgrenzungsschwierigkeiten mit
sich bringen, zeigt die Vergangen-
heit. Mit 1. Juni 2000 wurden im
Zuge der Getränkesteuer-Ersatzlö-
sung Änderungen im Umsatz-
steuerbereich für die Gastronomie
implementiert. So wurde der ermä-
ßigte Steuersatz für Restaurations-
umsätze (vorübergehend) von 10 %
auf 14 % angehoben. Dabei erwies
sich vor allem die Definition von
Restaurationsumsätzen als proble-
matisch, weil etwa die Eiskugel in
der Tüte einem anderen Steuersatz
unterlag als die mit Wurst belegte
Semmel, obwohl in beiden Fällen
ein sofortiger Verzehr an Ort und
Stelle ermöglicht wurde. Zusätzlich
mussten vom Gastronom Vorrich-
tungen für den Verzehr an Ort und
Stelle (z. B. Tische, Pulte etc.) be-
reitgehalten werden.

Zwar ist der österreichische Ge-
setzgeber dieser Auslegungsproble-
matik im Rahmen der Co-
vid-19-Unterstützungsmaßnahme
breit entgegengetreten, indem er
bei entsprechender Gewerbebe-
rechtigung grundsätzlich die Abga-
be aller Speisen und Getränke der
ermäßigten, fünfprozentigen USt
unterwirft, allerdings bleibt die
Möglichkeit einer (bewussten oder
unbewussten) Falschdeklaration
des Umsatzes bestehen.

So kann beispielsweise eine
Tankstelle vermehrt Speisen und
Getränke über ihr Restaurant (statt

dem Tankstellenshop) abwickeln
bzw. deklarieren, die begünstige
Besteuerung in Anspruch nehmen –
und somit Umsatzsteuer sparen
bzw. verdeckt Nettopreise erhöhen.

Großer Auslegungsspielraum
Ebenso könnte eine Konditorei offi-
ziell angeben, dass Speisen und Ge-
tränke zum sofortigen Verzehr be-
reitgestellt wurden, obwohl sie von
den Konsumenten mitgenommen
und somit erst zu einem späteren
Zeitpunkt verzehrt wurden. Auch
die vom Finanzministerium ange-
führten Beispiele des Verkaufs von

Semmeln, Fleisch oder einer Torte
zum Mitnehmen, die allesamt nicht
unter die Begünstigung fallen wür-
den, ermöglichen einen großen
Auslegungsspielraum. Aus steuerli-
cher Sicht ist für diese Betriebe je-
denfalls eine Deklaration als „sofor-
tiger Konsum“ mit einer darauf ent-
fallenden Umsatzsteuer in Höhe
von 5 % vorteilhafter als die Dekla-
ration als „zum Mitnehmen“ mit
einer Umsatzsteuer von 10 % (in
vereinzelten Fällen 20 %).

Studien belegen Falschangaben
In empirischen Studien wurde be-
reits nachgewiesen, dass unter-
schiedliche Umsatzsteuersätze je
nach Konsumart dazu führen, dass
Restaurants, die sowohl den soforti-
gen Konsum als auch die Mitnah-
me von Speisen ermöglichen, ver-
mehrt (und fälschlicherweise) steu-
erbegünstigte Umsätze deklarieren.
Für Deutschland wurde gezeigt,
dass Restaurants Umsätze vermehrt
als späteren Konsum deklariert ha-
ben, damit der ermäßigte Steuer-
satz in Höhe von 7 % in Deutsch-
land (anstatt 19 % für den sofortigen
Konsum) zur Anwendung gelangt.
Dabei wurde festgestellt, dass rund
33 % der Umsätze fälschlicherweise
als steuerbegünstigt deklariert wur-
den.

Für Österreich ist zu beachten,
dass aufgrund des geringeren
Steuersatzunterschiedes und der
breiteren Anwendung des begüns-
tigten Steuersatzes der Anreiz zur
Falschdeklaration geringer als nach
der deutschen Regelung einzu-
schätzen ist. In Deutschland aber
wurde, um diesem Missbrauchs-
potenzial entschieden entgegenzu-
treten, eine effizientere Überwa-
chung der Restaurants bzw. eine
härtere Bestrafung bei missbräuch-
licher Anwendung des ermäßigten
Umsatzsteuersatzes vorgeschlagen.

Dies sollte sich auch das öster-
reichische Finanzministerium
überlegen. Denn auch bei geringe-
ren Anreizen sollte eine (bewusste
oder unbewusste) Falschdeklara-
tion selbst in Zeiten der Corona-
Pandemie weder gefördert noch be-
wusst hingenommen werden.

a. Univ.-Prof. Dr. Matthias Petutschnig ist
assoziierter Professor und Georg Winkler, MSc
ist Universitätsassistent an der Abteilung für
Betriebswirtschaftliche Steuerlehre der WU
Wien.

Rapper müssen nicht die volle Wahrheit sagen
Werbung. Ein Konkurrent klagte die Lebensmittelkette Hofer, weil laut deren Reklame-Song die Waren in den anderen
Geschäften „overpriced“ seien. Kreative Slogans dürfe man aber nicht ganz ernst nehmen, sagen die Höchstrichter.

VON PHILIPP AICHINGER

Wien. „Alle kaufen alles ein zum
Hofer-Preis, alles meins, alles
deins zum Hofer-Preis“, heißt es in
einem Rap, mit dem eine Super-
marktkette ihre Produkte bewirbt.
Dazu gibt es einen Seitenhieb auf
andere Geschäfte, heißt es in dem
Rap doch auch: „Hofer-Preis, alles
andere ist overpriced.“ Ein Mitbe-
werber, der sich den Vorwurf über-
höhter Preise nicht gefallen lassen
wollte, klagte darauf. Markt-
schreierisch sei der Rap und Hofer
betreibe damit unlauteren Wettbe-
werb, lautete der Vorwurf. Und so
mussten die Gerichte nun die Fra-
ge klären, wie wörtlich man einen
Rap in der Werbung nehmen darf.

Bereits das Oberlandesgericht
Wien war zum Schluss gekommen,

dass man den Text nicht so ernst
nehmen dürfe und wies die Klage
ab. Der Werbeslogan erfolge näm-
lich in kreativer Form: Mit zweifa-
chem Reim sowie gemischt auf
Deutsch und Englisch, wie das Ge-
richt analysierte. Deswegen werde
er von den Zuhörern nicht wört-
lich genommen. Der Rap wolle im
Kern eigentlich nur aussagen, dass
es beim Hofer günstige Einkaufs-
gelegenheiten gebe.

Auch der Oberste Gerichtshof
(OGH) betonte, dass es in der Wer-
bung auf den Gesamtzusammen-
hang ankommt. Nur so könne fest-
gestellt werden, ob sich dahinter
eine „objektiv überprüfbare Tatsa-
chenbehauptung“ oder aber „nur
eine rein subjektive, jeder objekti-
ven Nachprüfung entzogene Mei-
nungskundgebung“ verbirgt. Ent-

scheidend sei, wie das Publikum
(also der mögliche Supermarkt-
kunde) den Rap verstehe.

Wer reimt, darf mehr
Und diesbezüglich zeigten auch
die Höchstrichter Verständnis für
die Poesie des Discounters: „Bei
Verwendung von Versen oder Rei-
men zu Werbezwecken sind dabei
gewisse Übertreibungen vielfach
kaum zu vermeiden“, meinte der
OGH. Und generell müsse man
Werbeankündigungen in Form
von Versen oder Reimen milder als
andere Aussagen beurteilen, be-
tonten die Richter. Die solcherart
aufgestellten Behauptungen seien
meist nicht im strengen Sinne des
Wortes auszulegen.

„Gerade die einprägsame, sug-
gestive Wortfassung solcher Wer-

besprüche oder Werbeslogans
macht dem Durchschnittspubli-
kum leicht erkennbar, dass sie in-
haltlich nichts Wesentliches aussa-
gen und daher auch nicht wörtlich
zu nehmen sind“, sagte der OGH
(4 Ob 70/20b). Zu Recht sei die
Vorinstanz daher davon ausgegan-
gen, dass „bei den beanstandeten
Werbeaussagen die besonders
kreative Kombination von deut-
scher und englischer Sprache im
Vordergrund stehe, die einen
zweifachen Reim ermögliche,
sodass die Aussage nicht wörtlich
genommen werde“.

Auch wenn der Rap zuweilen
in der Werbung laut gesungen
wird, handelt es sich somit um kei-
ne marktschreierischer Anprei-
sung. Der Slogan darf weiter ge-
rappt werden.

Wo wurde die Süßspeise konsumiert? Davon hängt der Steuersatz ab. [ Feature: imago ]


